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5Abbildung 1: Die Mitglieder der Haager Konvention über Verkehrsunfälle




1 Einleitung

Auch auf internationaler Ebene wird darauf hingearbeitet, dass alle Gerichte auf einen bestimmten Sachverhalt das Recht desselben Landes anwenden.

Verschiedene zwischenstaatliche Organisationen haben es sich zur Aufgabe gemacht, das Kollisionsrecht durch Ausarbeitung internationaler Übereinkommen über einzelne Sachgebiete zu harmonisieren. Einige dieser Übereinkommen enthalten ausschließlich Kollisionsnormen, andere auch internationale Zuständigkeitsregelungen. Schließlich gibt es Übereinkommen, die hauptsächlich auf eine Harmonisierung des materiellen Rechts (d. h. der Sachnormen, nach denen ein Gericht einen bestimmten Sachverhalt beurteilt) abzielen, die aber auch einige isolierte Kollisions- oder internationale Zuständigkeitsregeln enthalten. Die Haager Konferenz für internationales Privatrecht, deren Hauptaufgabe darin besteht, das internationale Privatrecht weltweit zu harmonisieren, hat ca. 30 internationale Übereinkommen ausgearbeitet, von denen etwa 20 bereits in Kraft sind. Ein Großteil davon enthält nur Kollisionsnormen, die sich z. B. auf Unterhaltsverpflichtungen, Verkehrsunfälle, Produkthaftung, eheliche Güterstände oder Erbfälle beziehen.

Am Beispiel der Haager Konvention über Verkehrsunfälle (1971) werden nun auf den nachfolgenden Seiten die Grundlagen des internationalen Privatrechts näher dargestellt.
2 Die Haager Konvention über Verkehrsunfälle (1971)

2.1 Eingliederung und Zweck

Das Haager Übereinkommen über das auf Straßenverkehrsunfälle anzuwendende Recht von 1971 ist im Bereich des Internationalen Privatrechts in die Kategorie Schuldrecht einzuordnen. Als anwendbares Recht zählt diese Haager Konvention insbesondere zu den „erga omnes“ geltenden Staatsverträgen. 

Diese Gruppe von Staatsverträgen strebt im Rahmen des von ihnen abgedeckten Sachgebietes eine allgemeingültige, gegenüber jedermann wirksame Vereinheitlichung des einschlägigen Kollisionsrechtes an. Der Vertragsstaat, der ein solches Übereinkommen ratifiziert, hat dessen Anknüpfungsregeln erstens immer anzuwenden, auch dann, wenn das Recht des verwiesenen Staates nicht das Recht eines Vertragsstaates ist, denn diese Normen wirken wie ein international-privatrechtliches Einheitsgesetz, ein sogenanntes „loi uniforme“. Der Vertragsstaat hat diese Normen zweitens gegenüber jedermann, d.h. eines Vertragsstaates sein noch in einem solchen wohnen; vielmehr genügt es, dass sich die betreffende IPR-Frage in einem Vertragsstaat stellt.

Die Kollisionsnormen solcher „erga omnes“ geltender Übereinkommen wirken für einen Vertragsstaat, wie wenn sie Normen des eigenen staatlichen IPR-Gesetzes wären, so dass in der gleichen Sache keine nationalen Kollisionsnormen mehr Platz haben. Aus diesem Grund hat das IPRG für Straßenverkehrsunfälle (Art. 134) an der einschlägigen Stelle je auf das entsprechende Übereinkommen verwiesen, statt eine eigene Kollisionsregel aufzustellen.

2.2 Entstehung

Die Haager Konvention über Verkehrsunfälle wurde am 4. Mai 1971 in Den Haag von den Staaten Frankreich, Belgien, Niederlande und Portugal unterzeichnet. Österreich folgte zwei Jahre später und unterzeichnete am 6.9.1973. Am 3.6.1975 ist das Übereinkommen schließlich in Kraft getreten. 

Anstoß für den Abschluss dieser Konvention war der Wunsch der Unterzeichnerstaaten, gemeinsame Bestimmungen über das auf die außervertragliche zivilrechtliche Haftung bei Straßenverkehrsunfällen anzuwendende Recht festzulegen.
 Bis dato sind insgesamt 19 Staaten dem Übereinkommen beigetreten.
2.3 Mitglieder des Übereinkommens

Die nachstehende Abbildung gibt einen Überblick über die Staaten, die ihre Zustimmung zum Beitritt erklärt haben:

	Vertragsstaaten
	Unterzeichnung
	Ratifizierung/Beitritt
	In Kraft Treten

	Österreich
	6-IX-1973
	12-III-1975
	3-VI-1975

	Weißrussland
	
	16-IV-1999
	15-VI-1999

	Belgien
	4-V-1971
	4-IV-1975
	3-VI-1975

	Bosnien und Herzegowina
	17-X-1975
	17-X-1975
	16-XII-1975

	Kroatien
	17-X-1975
	17-X-1975
	16-XII-1975

	Tschechische Republik
	6-II-1975
	12-V-1976
	11-VII-1976

	Frankreich
	4-V-1971
	7-II-1972
	3-VI-1975

	Lettland
	
	16-VIII-2000
	15-X-2000

	Lithauen
	
	23-I-2002
	24-III-2002

	Luxemburg
	3-VI-1971
	14-X-1980
	13-XII-1980

	Niederlande
	4-V-1971
	31-X-1978
	30-XII-1978

	Polen
	
	29-III-2002
	28-V-2002

	Portugal
	4-V-1971
	
	

	Serbien und Montenegro
	17-X-1975
	17-X-1975
	16-XII-1975

	Slowakei
	6-II-1975
	12-V-1976
	11-VII-1976

	Slowenien
	17-X-1975
	17-X-1975
	16-XII-1975

	Spanien
	21-VIII-1986
	22-IX-1987
	21-XI-1987

	Schweiz
	3-XII-1980
	3-XI-1986
	2-I-1987

	Mazedonien
	17-X-1975
	17-X-1975
	16-XII-1975


Abbildung 1: Die Mitglieder der Haager Konvention über Verkehrsunfälle (Stand: 28.2.2005)

Quelle: Anwendbares Recht – Internationales Recht; http://europa.eu.int/comm/justice_home/ejn/applicable_law/applicable_law_int_de.htm, 30.5.05, 20:53

2.4 Bestimmungen

Das Haager Übereinkommen umfasst insgesamt 21 Bestimmungen, die folgenden Inhalt haben:

Artikel 1

Laut Artikel 1 bestimmt dieses Übereinkommen das Recht, das auf die außervertragliche zivilrechtliche Haftung aus einem Straßenverkehrsunfall anzuwenden ist, unabhängig von der Art des Verfahrens. Weiters definiert dieser Artikel den Begriff „Straßenverkehrsunfall“.

Artikel 2

Artikel 2 zählt Fälle auf, in denen das Übereinkommen nicht anzuwenden ist. Dazu zählt u.a. die Haftung von Fahrzeugherstellern, die Haftung von Eigentümer des Verkehrswegs und die Haftung für Dritte sowie Rückgriffsansprüche.

Artikel 3

Dieser Artikel besagt, dass das anzuwendende Recht das innerstaatliche Recht des Staates ist, in dessen Hoheitsgebiet sich der Unfall ereignet hat.

Artikel 4

Artikel 4 nennt drei Fälle, in denen von Artikel 3 abgewichen wird.

Artikel 5

Laut Artikel 5 regelt das Recht, das nach den Artikeln 3 und 4 auf die Haftung gegenüber dem Fahrgast anzuwenden ist, auch die Haftung für Schäden an den mit dem Fahrzeug beförderten Sachen, die dem Fahrgast gehören.

Ebenso regelt das Recht, das auf die Haftung gegenüber dem Fahrzeugeigentümer anzuwenden ist, die Haftung für Schäden an anderen mit dem Fahrzeug beförderten Sachen.

Zudem ist das Recht, das auf die Haftung für Schäden an außerhalb des oder der Fahrzeuge befindlichen Sachen anzuwenden ist, das Recht des Staates, in dessen Hoheitsgebiet sich der Unfall ereignet hat.

Artikel 6

Artikel 6 legt fest, dass bei nicht zugelassenen Fahrzeugen das Recht des Staates des gewöhnlichen Standorts an die Stelle des innerstaatlichen Rechts des Zulassungsstaats tritt. Dasselbe gilt, wenn weder der Eigentümer noch der Halter noch der Führer des Fahrzeugs zur Zeit des Unfalls ihren gewöhnlichen Aufenthalt im Zulassungsstaat hatten.

Artikel 7

Laut Artikel 7 sind bei der Bestimmung der Haftung jene Verkehrs- und Sicherheitsvorschriften zu berücksichtigen, die am Ort und zur Zeit des Unfalls gelten, unabhängig vom anzuwendenden Recht.

Artikel 8

Diesem Artikel zufolge bestimmt das anzuwendende Recht insbesondere folgende Punkte:

1. die Voraussetzungen und den Umfang der Haftung;

2. die Haftungsausschlussgründe sowie jede Beschränkung und jede Aufteilung der Haftung;

3. das Vorhandensein und die Art zu ersetzender Schäden;

4. die Art und den Umfang des Ersatzes;

5. die Obertragbarkeit des Ersatzanspruchs,

6. die Personen, die Anspruch auf Ersatz des persönlich erlittenen Schadens haben;

7. die Haftung des Geschäftsherrn für seinen Gehilfen;

8. die Verjährung und den auf Zeitablauf beruhenden Rechtsverlust, einschließlich des Beginns der Unterbrechung und der Hemmung der Fristen.

Artikel 9

Gemäß Artikel 9 haben die geschädigten Personen ein unmittelbares Klagerecht gegen den Versicherer des Haftpflichtigen, wenn ihnen ein solches Recht nach dem anzuwendenden Recht zusteht. Außerdem kann in bestimmten Fällen das Klagerecht auch dann ausgeübt werden, wenn das anzuwendende Recht des Zulassungsstaats kein unmittelbares Klagerecht vorsieht.

Artikel 10

Der Artikel besagt, dass die Anwendung der Rechte, die durch dieses Übereinkommen für anwendbar erklärt wurden, nur ausgeschlossen werden kann, wenn sie mit der öffentlichen Ordnung offensichtlich unvereinbar ist.

Artikel 11

Laut diesem Artikel ist die Anwendung der Artikel 1-10 unabhängig vom Erfordernis der Gegenseitigkeit. Das Übereinkommen ist auch anwendbar, wenn das anzuwendende Recht nicht das Recht eines Vertragsstaats ist.

Artikel 12

Artikel 12 legt fest, dass jede Gebietseinheit, die Teil eines Staates mit einem nicht einheitlichen Rechtssystem ist, im Sinne der Artikel 2-11 als Staat angesehen werden, wenn sie ihr eigenes Rechtssystem in Bezug auf die Haftung bei Straßenverkehrsunfällen hat.

Artikel 13

Gemäß Artikel 13 ist ein Staat mit einem nicht einheitlichen Rechtssystem nicht verpflichtet, dieses Übereinkommen auf Unfälle anzuwenden, die sich in seinem Hoheitsgebiet ereignen.

Artikel 14

Diesem Artikel zufolge kann ein Staat mit einem nicht einheitlichen Rechtssystem bei der Unterzeichnung, der Ratifizierung oder dem Beitritt erklären, dass dieses Übereinkommen sich auf alle oder nur auf eines oder mehrere seiner Rechtssysteme erstreckt; er kann diese Erklärung jederzeit durch eine neue Erklärung ändern.

Artikel 15

Laut Artikel 15 hat dieses Übereinkommen keinen Vorrang gegenüber anderen Übereinkommen, deren Vertragsparteien die Vertragsstaaten sind oder werden und die auf besonderen Gebieten die außervertragliche zivilrechtliche Haftung aus einem Straßenverkehrsunfall regeln.

Artikel 16

Dieser Artikel besagt, dass dieses Übereinkommen zur Unterzeichnung aufliegt und der Ratifizierung bedarf. Weiters gibt der Artikel an, wo die Ratifikationsurkunde zu hinterlegen ist.

Artikel 17

Artikel 17 legt den Tag des Inkrafttretens des Übereinkommens fest.

Artikel 18

Dieser Artikel legt fest, wer bzw. welcher Staat dem Übereinkommen beitreten kann und wann dieses in Kraft tritt.

Zusätzlich regelt der Artikel 18 den Wirkungsbereich des Beitritts zum Übereinkommen. Demzufolge wirkt der Beitritt nur im Verhältnis zwischen dem beitretenden Staat und den Vertragsstaaten, die erklärt haben, den Beitritt anzunehmen.

Artikel 19

Laut Artikel 19 kann jeder Staat bei der Unterzeichnung, Ratifizierung oder dem Beitritt erklären, dass dieses Übereinkommen sich auf alle Hoheitsgebiete, deren internationale Beziehungen er wahrnimmt, oder auf eines oder mehrere dieser Hoheitsgebiete erstreckt. Die Erklärung wird mit dem Inkrafttreten des Übereinkommens für diesen Staat wirksam. Jede derartige Erstreckung wird später dem Ministerium für Auswärtige Angelegenheiten der Niederlande notifiziert.

Für die Hoheitsgebiete, auf die das Übereinkommen erstreckt wird, tritt es nach der oben genannten Notifizierung in Kraft.

Artikel 20

Artikel 20 legt die Dauer des Übereinkommens fest. Diese beträgt fünf Jahre, beginnend mit dem Tag, an dem es in Kraft tritt. Dasselbe gilt für Staaten, die es später ratifiziert haben oder ihm später beigetreten sind. Die Geltungsdauer verlängert sich stillschweigend um jeweils fünf Jahre, wenn nicht spätestens sechs Monate vor Ablauf der fünf Jahre gekündigt wird. Dabei kann sich die Kündigung auf einzelne Hoheitsgebiete beschränken, für die das Übereinkommen gilt. Zudem wirkt die Kündigung nur für den Staat, der sie notifiziert hat. Für die anderen Vertragsstaaten bleibt das Übereinkommen in Kraft.

Artikel 21

Dieser Artikel zählt jene Sachverhalte auf, die das Ministerium für Auswärtige Angelegenheiten der Niederlande den beigetretenen Staaten notifiziert.

3 Beispiel

D aus Deutschland und S aus der Schweiz mieten getrennt und unabhängig voneinander Kraftfahrzeuge in Österreich und stoßen damit in Ungarn zusammen. D wurde dabei schwer verletzt und will gegen S gerichtlich vorgehen.

Welches Recht ist anwendbar?

Art. 3 SVÜ:

„Das anzuwendende Recht ist das innerstaatliche Recht des Staates, in dessen Hoheitsgebiet sich der Unfall ereignet hat.“ 

( Artikel 3 zufolge ist das Ungarische Recht anzuwenden.

Art. 4 SVÜ:

„Vorbehältlich des Artikels 5 wird in folgenden Fällen von Artikel 3 abgewichen:

a) Ist nur ein Fahrzeug an dem Unfall beteiligt und ist dieses Fahrzeug in einem anderen als dem Staat zugelassen, in dessen Hoheitsgebiet sich der Unfall ereignet hat, so ist das innerstaatliche Recht des Zulassungsstaates anzuwenden auf die Haftung

- gegenüber dem Fahrzeugführer, dem Halter, dem Eigentümer oder jeder anderen Person, die 
   hinsichtlich des Fahrzeuges ein Recht hat, ohne Rücksicht auf ihren gewöhnlichen Aufenthalt;

- gegenüber einem Geschädigten, der Fahrgast war, wenn er seinen gewöhnlichen Aufenthalt in 
   einem anderen als dem Staat hatte, in dessen Hoheitsgebiet sich der Unfall ereignet hat;

- gegenüber einem Geschädigten, der sich am Unfallort außerhalb des Fahrzeuges befand, wenn er 
  seinen gewöhnlichen Aufenthalt im Zulassungsstaat hatte.

Im Falle mehrerer Geschädigter wird das anzuwendende Recht für jeden von ihnen gesondert bestimmt.

b) Sind mehrere Fahrzeuge an dem Unfall beteiligt, so ist Buchstabe a) nur anzuwenden, wenn alle Fahrzeuge im selben Staat zugelassen sind.

4 Zusammenfassung

Die Haager Konvention von 1971 ist ein Übereinkommen, das das auf internationale Verkehrsunfälle anwendbare nationale Recht regelt. Grundsätzlich gilt das Recht des Unfallorts.
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